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1. Teil 
Einführung in die Problematik 

§ 1 Einführung 

A. Konkrete verfassungsgerichtliche Normenkontrollverfahren  -
die sog. „Richtervorlagen" 

Art. 100 Abs. 1 GG1 bestimmt: „Hält ein Gericht ein Gesetz, auf dessen 
Gültigkeit es bei der Entscheidung ankommt, für verfassungswidrig,  so ist das 
Verfahren auszusetzen und, wenn es sich um die Verletzung der Verfassung 
eines Landes handelt, die Entscheidung des für Verfassungsstreitigkeiten zu-
ständigen Gerichtes des Landes, wenn es sich um die Verletzung dieses Grund-
gesetzes handelt, die Entscheidung des Bundesverfassungserichtes einzuholen. 
Dies gilt auch, wenn es sich um die Verletzung dieses Grundgesetzes durch 
Landesrecht oder um die Unvereinbarkeit eines Landesgesetzes mit einem 
Bundesgesetze handelt." 

Da die Vorlageberechtigung im Rahmen dieser Vorschrift  ausschließlich Ge-
richten vorbehalten ist, werden solche - in der Rechtsprechung des Bundesver-
fassungsgerichts überaus bedeutsamen2 - Verfahren auch als yJlichtervorla-
gen"  bezeichnet3. 

11.V.m. § 13 Nr. 11, §§ 80 ff.  BVerfGG - im folgenden wird aus Gründen der Übersichtlichkeit 
jedoch ausschließlich die Verfassungsbestimmung zitiert. 

2 Nach der aktuellen Gesamtstatistik  des  Bundesverfassungsgerichts  für  das  Jahr  1993 nehmen 
diese Verfahren nach den Verfassungsbeschwerdeverfahren  (und neben den in allen Verfahrens-
aiten möglichen einstweiligen Anordnungsverfahren)  zahlenmäßig den mit deutlichem Abstand 
weitaus größten Raum ein: Von den 1993 neu eingegangenen Verfahren - insgesamt 5.440 -
entfielen danach 5.246 auf Verfassungsbeschwerden,  90 auf konkrete Normenkontrollen (sowie 88 
auf einstweilige Anordnungsverfahren);  16 Anträge verblieben für sämtliche sonstigen Verfah-
rensarten (vgl. dort, S. 6). 

3 Zur Terminologie statt vieler Klein,  in: Benda/Klein, Verfassungsprozeßrecht,  Rdnr. 701; Pe-
stalozza,  Verfassungsprozeßrecht,  § 13 Rdnr. 2. - Daneben kennt das deutsche Recht noch andere 
„Richtervorlagen" zur Klärung spezifischer Rechtsfragen - vgl. etwa Art. 100 Abs. 2 u. 3 GG, 
§§ 121 Abs. 2, 132 GVG, §§ 11 Abs. 3, 47 Abs. 5 VwGO - , auf die an dieser Stelle nicht einge-
gangen werden kann. 
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Daneben werden diese Verfahren aber auch wegen des Anlasses zur Über-
prüfung von Normen im Rahmen eines konkreten Ausgangsrechtsstreits „kon-
krete  Normenkontrollen  "  genannt4. Dadurch unterscheiden sich solche Verfah-
ren von den sog. „<abstrakten  Normenkontrollverfahren"  - vgl. etwa Art. 93 
Abs. 1 Nr. 2 GG i.V.m. § 13 Nr. 6, §§ 76 ff.  BVerfGG - , welche von den An-
tragsberechtigten5 unmittelbar und unabhängig von einem bestimmten, vor 
einem Gericht anhängigen Rechtsstreit in die Wege geleitet werden können6. 
Auf diese Weise kann „abstrakt", d.h. die „bloße" Rechtsfrage - vgl. § 81 
BVerfGG - der Gültigkeit bzw. Ungültigkeit der betreffenden  Norm überprüft 
werden7. 

Gemeinsam ist beiden Verfahren,  daß es sich sowohl bei der zuerstgenannten 
„konkreten" als auch bei der „abstrakten" Normenkontrolle um sog. „prinzipale 
Normenkontrollen"  handelt8. Danach stellt in beiden Verfahrensarten  die Frage 
der Gültigkeit bzw. Ungültigkeit der betreffenden  Norm nämlich die Hauptfra-
ge des Verfahrens dar. Damit unterscheiden sich diese Verfahren von den sog. 
Jnzidenten  Normenkontrollen",  in welchen die Gültigkeit bzw. Ungültigkeit 
der anzuwendenden Vorschriften lediglich eine Vorfrage des eigentlich zu 
entscheidenden Rechtsstreits ausmacht9. 

Art. 100 Abs. 1 GG beläßt nun dem zuständigen Fachgericht die Befugnis 
und die Pflicht10 alle für seine Entscheidungsfindung maßgeblichen normativen 
Grundlagen anhand der durch das Grundgesetz und den Vorrang der Verfas-
sung etablierten Normenhierarchie11 umfassend zu prüfen12; also das sog. „rieh-

4 Statt aller nur Degenkart,  Staatsrecht, Rdnr. 501; Guggemoos, Vorlagepflichten, S. 24 u. 26; 
Stern,  in: BK, GG, Art. 100, Rdnrn. 25, 193; ders.,  Staatsrecht, Bd. III/2, S. 1254. 

5 Vgl. für das bundesverfassungsgerichtliche abstrakte Normenkontrollverfahren:  Art. 93 
Abs. 1 Nr. 2 GG sowie § 76 BVerfGG. 

6 Statt aller Klein,  Umbach/Clemens, BVerfGG, vor §§ 80 ff.,  Rdnr. 4. 
7 Zu den abstrakten Normenkontrollverfahren  vor den Landesverfassungsgerichten s. einge-

hend Ulsamer,  LVG, Bd. II, S. 43 ff. 
8 Vgl. zur Terminologie insoweit nur Bettermann,  ZZP Bd. 72 (1959), S. 32, 34 f.; Kamp,  Nor-

menkontrollverfahren,  S. 30; Papier,  FS Menger, S. 517, 518 ff.;  Schenke,  Rechtsschutz, S. 26 
(Fn. 22). 

9 Lediglich mit Blick auf das Ausgangsverfahren kann insoweit auch hinsichtlich von „konkre-
ten Normenkontrollverfahren"  von „inzidenten Normenkontrollen" gesprochen werden. Nur für 
den Ausgangsrechtsstreit erweist sich die Frage der Gültigkeit bzw. Ungültigkeit der anzuwenden-
den Vorschrift  nämlich „lediglich" als Vorfrage.  - Deutlich insoweit Rinken,  in: Wassermann, AK, 
GG, Art. 100, Rdnrn. 1 u. 8; vgl. auch Bettermann,  BVerfG u. GG, Bd. I, S. 323, 326: „Koppelung 
der ,inzidenten* und ,konkreten Normenkontrolle'"; ders.,  LVG, Bd. II, S. 467, 483. 

1 0 S. etwa nur Degenhart,  Staatsrecht, Rdnr. 501; Stern,  in: BK, GG, Art. 100, Rdnrn. 10, 18 u. 
173; Ulsamer,  in: Maunz/Schmidt-Bleibtreu u.a., BVerfGG, § 80, Rdnr. 15. 

1 1 Stellvertretend Rinken,  in: Wassermann, AK, GG, Art. 100, Rdnrn. 3 f.; Stern,  Staatsrecht, 
Bd. III/2, S. 1254 u. 1813; oder auch Ulsamer,  in: Maunz/Schmidt-Bleibtreu u.a., BVerfGG, § 80, 
Rdnr. 15. 

1 2 Instruktiv hierzu BVerfGE 34, 320, 322 f. - Aus dem Schrifttum etwa auch Bettermann, 
BVerfG u. GG, Bd. I, S. 323, 327; Guggemoos, Vorlagepflichten, S. 22 f. 
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terliche  Prüfungsrecht" 13. Kommt das Gericht bei dieser Prüfung zu dem Er-
gebnis, alle für seine Entscheidung erheblichen Normen seien verfassungsge-
mäß und mit höherrangigem Recht vereinbar14, so legt das Gericht dieselben 
seiner Entscheidung zugrunde15. 

Im anderen Falle, wenn das Gericht der Ansicht ist, eine dem Art. 100 Abs. 1 
GG unterfallende Bestimmung sei mit höherrangigem Recht unvereinbar, 

„wird zur Entscheidung dieser (Gültigkeits-) Frage einschließlich der sich daraus er-
gebenden Rechtsfolgen für das Schicksal der Vorschrift  ausschließlich das Bundesver-
fassungsgericht zuständig"16. 

Art. 100 Abs. 1 GG konstituiert also insoweit ein yyLetztentscheidungsr 
recht" 17 bzw. „Verwerfungsmonopol" 18 oder die negative  Entscheidungskom-
petenz" 19 des Bundesverfassungsgerichts bzw. der zuständigen Verfassungsge-
richte der Länder - vgl. Art. 100 Abs. 1 S. 1 2. HS GG - und enthält nach der 
Diktion des Bundesverfassungsgerichts 

„- prozessrechtlich formuliert  - ein zwingendes Verfahrenshindernis  besonderer 
Art"20. 

Regelungen, die dem Art. 100 Abs. 1 GG entsprechen21, finden sich in nun-
mehr nahezu allen22 Länderverfassungen23 bzw. Landesverfassungsgerichts-

1 3 Bzw. „Pflicht".- S. auch Bachof  AöR Bd. 87 (1962), S. 1, 3: „Übereinstimmung besteht ..., 
daß es ... beim richterlichen Prüfungsrecht...  nicht um ein Recht,  sondern um eine Kompetenz  oder 
sogar eine Pflicht  geht". 

1 4 Als höherrangiges Recht kommt nicht nur unmittelbar in der Verfassung niedergelegtes Recht 
in Betracht. Vielmehr dar beispielsweise auch keine landesrechtliche Bestimmung gegen Bundes-
recht - gleich welchen Ranges - verstoßen (vgl. Art. 31 GG), was Art. 100 Abs. 1 S. 2 GG nochmals 
ausdrücklich klarstellt. - Hierzu etwa Pestalozzi  Verfassungsprozeßrecht,  § 13, Rdnr. 16. 

1 5 Dies betont ausdrücklich BVerfGE 34, 320, 323.- So auch Groschupf  LVG, Bd. II, S. 85, 
91; Guggemoos, Vorlagepflichten, S. 23; Hesse,  Verfassungsrecht,  Rdnr. 682. 

1 6 So BVerfGE 34, 320, 323 - Vgl. auch Ulsamer,  in: Maunz/Schmidt-Bleibtreu u.a., BVerfGG, 
§ 80, Rdnr. 15. 

1 7 S. etwa BVerfGE 69,112, 118/119. 
1 8 S. statt vieler BVerfGE 86, 382, 389. - Vgl. auch Bettermann,  BVerfG u. GG, Bd. I, S. 323, 

326 ff.,  330; Geiger,  EuGRZ 1984, S. 409, 415; Gerontas,  DVB1. 1981, S. 1089, 1090/1091; 
Papier,  HdbStR, Bd. IV, S. 1234, Rdnr. 34; Stern,  in: BK, GG, Art. 100, Rdnr. 36; Ulsamer,  in: 
Maunz/Schmidt-Bleibtreu u.a., BVerfGG, § 80, Rdnr. 15 - Unzutreffend  sprachen demgegenüber 
aber etwa noch Schunck/De  Clerck,  VwGO, § 1, Anm. 4 b) und § 40, Anm. 3.a) 11) insoweit von 
einer durch Regelung des „Prüfungsrechts"  bzw. sogar ausdrücklich von einem durch Art. 100 
Abs. 1 GG konstituierten „Prüfungsmonopol".  Hierzu nur Bachof  AöR Bd. 87 (1962), S. 1, 15 ff. 

19 Bachof  AöR Bd. 87 (1962), S. 1, 1. 
2 0 BVerfGE 34, 320, 324. - S. aber auch Erichsen,  Jura 1982, S. 88, 95; Guggemoos, Vorlage-

pflichten, S. 24; Maunzy  in: Maunz/Dürig, Art. 100, Rdnr. 39; Stern,  in: BK, GG, Art. 100, Rdnrn. 
6, 170 ff.,  195: „Entscheidungssperre". 

2 1 Zur Rechtsvergleichung zwischen dem Bund und den Ländern eingehend insoweit Pesta-
lozza, Verfassungsprozeßrecht,  § 21 (Rdnr. 1: „Am stärksten vereinheitlicht ist die konkrete Nor-
menkontrolle oder Richtervorlage."). 


